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Rechnungsprüfungsausschuss






E N T W U R F  





Schlussbericht



über die Prüfung der Jahresrechnung des



Landschaftsverbandes Rheinland für das Haushaltsjahr 2003
Gemäß § 16 (3) der Rechnungsprüfungsordnung des Landschaftsverbandes Rheinland in der Fassung vom 28.09.2001 legt der Rechnungsprüfungsausschuss dem Landschaftsausschuss folgenden Schlussbericht als Grundlage zur Beschlussfassung über die Abnahme der Jahresrechnung 2003 und die Entlastung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland durch die Landschaftsversammlung vor:
1.
Nach § 23 LVerbO NRW in Verbindung mit § 101 (1) GO NRW prüft der Rechnungs-


prüfungsausschuss die Rechnung, ob


-
der Haushaltsplan eingehalten ist,


-
die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig



begründet und belegt sind,


-
bei den Einnahmen und Ausgaben nach den geltenden Vorschriften verfahren 

worden ist,


-
die Vorschriften über Verwaltung und Nachweis des Vermögens und der 

Schulden eingehalten werden.


Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich zur Durchführung dieser Aufgaben ge-


mäß § 101 (6) GO NRW des Rechnungsprüfungsamtes bedient.

2.
Die wesentlichen Prüfungsergebnisse sind in dem Bericht des RPA über die Prüfung 
der Jahresrechnung 2003 aufgeführt, der den Mitgliedern der Landschaftsversamm-


lung zugeleitet worden ist.

3.
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat den Jahresbericht am 25.02.2005 und 

20.05.2005 eingehend beraten.  

Für die Beratung des Jahresberichts 2003 wurden von den Fraktionen folgende


Berichterstatterinnen / Berichterstatter benannt:
	Beratungsbereiche
	Berichterstatterinnen /
Berichterstatter

	Vorbemerkungen  

Entlastung zur Jahresrechnung 2002
Prüfung der Jahresrechnung 2003
Ergebnisse aus Prüfungen, Beratungen und
Projektbeteiligungen des RPA im Jahr 2003:
- Dez. 0 – Geschäftsbereich LD
- Dez. 1 – Personal, Organisation
- Dez. 2 – Finanzen, Wirtschaft  
- Dez. 4 – Jugend      
- Dez. 7 – Soziales, Integration         
	CDU:      Herr Hohl

CDU:      Herr Dünner         
SPD:      Frau Recki

SPD:      Herr Dr. Klose

	- Dez. 9 – Kultur, Umwelt, Schulen
- Rhein. Kliniken
- Rhein. Heilpädagogische Heime 

- Krankenhauszentralwäschereien
- Querschnittsprüfungen

Schlussbemerkung

Anhang: Prüfung für Dritte 
	CDU:      Frau Tschepe
SPD:      Frau Künzel



4.
Die Beratungen im Rechnungsprüfungsausschuss haben zu 
folgenden Ergeb-
nissen geführt:

4.01
Zur Haushaltsrechnung 2003 hebt der Ausschuss positiv hervor, dass im Verwal-
tungshaushalt aufgrund restriktiver Bewirtschaftungsmaßnahmen der Kämmerei die 
ursprünglich im Haushaltsplan veranschlagte Unterdeckung um ca. 14.099.373 € 
reduziert werden konnte. 
4.02
Der Ausschuss weist zum Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) auf die 
zukünftigen Veränderungen im Haushaltswesen und für die Rechnungsprüfung hin.


Der Rechnungsprüfungsausschuss begrüßt ausdrücklich die frühzeitige Beteiligung 
des RPA am NKF-Entwicklungsprozess des LVR. 
4.03
Hinsichtlich der organisatorischen Trennung in der Bearbeitung von Einnahmen und 
Leistungsgewährung im Bereich der Eingliederungshilfe des Dezernats 7 - Soziales, 
Integration - hebt der Ausschuss die positive Entwicklung der Einnahmen hervor. 
4.04 
Trotz der deutlichen Steigerungsrate bei den Einnahmen im Bereich der Eingliede-
rungshilfe weist der Ausschuss kritisch auf die hohen Arbeitsrückstände bei der 

Einnahmerealisierung hin.


Der Ausschuss erwartet einen zügigen Abbau dieser Arbeitsrückstände.  
4.05
Zur Thematik „Geltendmachung vorrangiger Sozialversicherungsansprüche“ weist 


der Rechnungsprüfungsausschuss - mit Blick auf die finanziellen Auswirkungen - 
erneut nachdrücklich auf eine zeitnahe Bearbeitung hin. Durch eine verspätete Gel-
tendmachung von Ansprüchen drohen Zinsverluste oder Forderungsausfälle durch 
Verfristung.
4.06
Die Prüfungsfeststellung zur verspäteten Mitgliedschaft in einer Krankenversicherung

veranlasst den Ausschuss kritisch anzumerken, dass die Vorschläge des RPA von 
der Verwaltung teilweise nicht beachtet werden. 

Der Ausschuss erwartet künftig, dass die Vorschläge des RPA zügig umgesetzt wer-
den.   
4.07
Aufgrund der Prüfungsfeststellungen hinsichtlich der Geltendmachung vorrangiger 
Ansprüche gegenüber Dritten wünscht der Ausschuss, dass die Verwaltung auf der 
Grundlage eines Beschlusses der politischen Vertretung baldmöglichst für die ge-


samte Verwaltung ein Risikomanagementsystem einschließlich eines internen Kon- 
trollsystems (IKS) aufbaut. 
4.08
Der Ausschuss hebt positiv die Rotation von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur


Vorbeugung von Manipulation und Korruption hervor. 
4.09
Da der Rechnungsprüfungsausschuss die endgültige Abwicklung von Prüfungsfest-
stellungen für wichtig hält, begrüßt er die Dokumentation wesentlicher Ergebnisse 
zu Prüfungsfeststellungen aus älteren Prüfungsberichten.    

4.10
Der Ausschuss stellt positiv die systematischen und modernen Prüfmethoden des 
RPA heraus. Des Weiteren begrüßt der Ausschuss die zeitnahen Prüfungen des 
RPA, weil dadurch etwaige Fehler und Kosten frühzeitig vermieden werden können.

Die frühzeitige Einschaltung des RPA in Vorgänge und Prozesse hat sich bereits 


zum Vorteil des LVR ausgewirkt.  
4.11
Der Rechnungsprüfungsausschuss weist mit Nachdruck darauf hin, dass bei Verga-
ben auf die Einhaltung der speziellen Rechtsvorschriften und der internen Dienst-


anweisung des LVR für das Ausschreibungs- und Vergabewesen zugleich Maßnah-


menkatalog zur Vermeidung von Korruption und Manipulation vom 13.12.2002 ge-


achtet werden soll.
4.12
Der Ausschuss begrüßt die Prüfung des RPA hinsichtlich der Übernahme von In-
standhaltungskosten in den für die Außenwohngruppen der Rheinischen Heilpäda-


gogischen Heime angemieteten Wohnobjekten. Da sich bei der Prüfung zum Teil die 
Kostentragungspflicht der Vermieter herausgestellt hat, sind die Verantwortlichen in 
der Verwaltung für diese Thematik sensibilisiert worden.   
4.13
Aufgrund der Ausführungen bezüglich der Verwaltung des Eigengeldes der Bewohne-
rinnen und Bewohner im RHPH Viersen weist der Ausschuss darauf hin, dass der all-
gemeinen aktuellen Entwicklung hinsichtlich der Versandhausbestellungen und des 
Einsatzes von Paybackkarten Rechnung zu tragen ist. Der Ausschuss hält es daher 
für notwendig, dass die Verwaltung hierzu grundsätzliche Regelungen erstellt. 
4.14
Die Prüfungsfeststellungen zur Personalkostenbearbeitung veranlassen den Aus-
schuss kritisch anzumerken, dass fehlerhafte Festsetzungen von Lohn- und Ver-


gütungseinstufungen zu Minder- oder Überzahlungen geführt haben.


Da im Tarifrecht Ausschlussfristen bestehen, können bei Minderzahlungen ggf. finan-

zielle Verluste für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entstehen. Der Ausschuss er- 
wartet daher künftig eine sorgfältigere Sachbearbeitung im Personalkostenbereich.     
5.
Zusammenfassung

Bei der Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2003 wurden wesentliche 
Fehler in der Ausführung des Haushaltsplans 2003 des Landschaftsverbandes Rhein-
land, die zu einer Einschränkung oder Versagung der Entlastung von der Jahres-
rechnung 2003 hätten führen können, nicht festgestellt.  

6.
Beschlussvorschläge


Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Landschaftsausschuss, der 12. 
Landschaftsversammlung folgende Beschlüsse vorzulegen:


„1.
Die Landschaftsversammlung nimmt den Schlussbericht des Rechnungs-

prüfungsausschusses über die Prüfung der Jahresrechnung 2003 zur 



Kenntnis.



Die Jahresrechnung 2003 schließt wie folgt ab:

	Soll-Einnahmen insgesamt
	      2.929.258.925, 85 €

	Soll-Ausgaben  insgesamt
	      2.966.726.252, 41 €

	Ergebnis:  Soll-Fehlbetrag
	            37.467.326, 56 €



2.
Die Landschaftsversammlung erteilt gemäß § 7 Abs. 1 Buchstabe e) und



§ 23 Abs. 2 LVerbO in Verbindung mit § 94 GO NRW für die Jahresrechnung 

2003 Entlastung.“


Der Vorsitzende





Köln, den  30.08.2005


( Simon )
